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reßfreihelt. Die Schicksale der Preßfreiheit kn den l.tzten fünf Jah¬

ren sind ein Capitel aus der Entfaltung des consiilrttionnellen Lebens der Völker

überhaupt: wo dieses reger und freier geworden ist, hat auch sie größere Befesti¬

gung und Ausdehnung gewonnen; wo hingegen dem constituticnnellen Bestreben

Einhalt geschehen ist, hat auch die Preßfreiheit größere Beschränkungen erfahren.

Ja, eigentlich war es wol in den letzten Jahren die hier und da zunehmende, zu¬

weilen auch das Maß des Rechts oder auch nur der Klugheit überschreitende Preß¬

freiheit, welche als Verirrung des constitutionnellen Lebens betrachtet und die

Veranlassung wurde, repressive Maßregeln zu ergreifen. -Diese sind dann wieder
von manchen Seiten bestritten worden, und was nunmehr etwa weiter geschehen

wird, ist in diesem Augenblicke noch ein Gegenstand der Erwartung. Es stehen
damit auch die gerichtlichen Proceduren wegen Misbrauchs der Preßfreiheit und

der Erfolg derselben in Verbindung, und dieser Erfolg kann wieder nicht ohne

' Rückwirkung auf andere Staatseinrichttmgen, auf die Gerichtsverfassung, die

ständischen Verfassungen bleiben. Die neuere Geschichte der Preßfreiheit beginnt

- mit dem Jahre 1830, wo sie in Frankreich bei der Revision der Verfassung grund-

gesetzlich wurde, indem der Artikel 7 der Charte vom '7. Aug. 1830 lautet: „Die

Franzosen haben das Recht ihre Meinungen öffentlich bekannt machen und drucken

zu lassen, unter Beobachtung der Gesetze. Die Ccnsur kann niemals wiederher¬

gestellt werden." Vorher hieß es: „unter Beobachtung der Gesetze, welche den

Misbrauch dieser Freiheit verhindern sollen", und der Censur war nicht erwähnt.

Indessen war mit diesem Ausspruche der Verfassung nicht Alles abgerhan, indem

auch die policeilichen Verordnungen und die Gesetze über das Verfahren bei Errich¬

tung von Journalen, bei dem Ausgebcn von Drucksachen und über die Bestrafung

der Vergehen durch die Presse noch zu revidiren waren. Zuerst wies in dieser Hin¬

sicht ein Gesetz vom 8. Oct. 1830 die Bestrafung aller durch die Buchdruckerpresse

oder durch eine andere Art öffentlicher Bekanntmachung begangener Vergehen

sowie aller politischen Verbrechen an die Assisen, d. h. an das Ucthcil der Geschwo¬

renen, mit Ausnahme der Verleumdungen und Injurien gegen Collegicn und Pri¬

vatpersonen, sowie mit Vorbehalt des Rechts der Kammern, die gegen sie selbst be¬

gangenen Verbrechen selbst zu bestrafen, was offenbar eine große Abweichung von

dem Princip des Rechts ist, daß Niemand in eigner Sache Richter sein kann.
Sodann wurde im Gesetz vom 29. Nov. 1830 verordnet: Jeder Angriff gegen

die königliche Würde, gegen die Ordnung der Thronfolge, gegen die dem Könige

durch den Willen (voou) der Nation (Declaration vom 7. Aug ) und die Verfas¬

sung übertragenen Rechte, gegen die verfassungsmäßige Gewalt des Königs und
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die Unverletzlichkeit seiner Person, gegen die Rechte und die Autorität der Kam-
mern soll mit Gefängniß von drei Monaten bis zu fünf Jahren und mit einer
Geldstrafe von 360 bis zu 6000 Francs bestraft werden. Das Gesetz vom
14. Dec. 1830 bestimmte die Cautionen für die Journale auf 600 Francs jähr¬
liche Rente für die Monatsschriften, 1200 Francs für die wöchentlich einmal,
1800 Francs für die zweimal und 2400 Francs für die öfter erscheinenden Blat¬
ter, also zu Capitalien von etwa 10 — 50,000 Francs. Die größte auf der pe¬
riodischen Presse ruhende Last ist der Stempel und das Porto, worüber es auch
in den Kammern zu lebhaften Diskussionenkam. Endlich ein Gesetz vom 8. Apr.
1831 bestimmt das Verfahren bei Einleitung eines Proceffes wegen Preßvergehen.
Es sind seitdem eine ziemliche Zahl von Processen wegen Preßvergehungeneinge¬
leitet, aber sehr viele der Angeklagten freigesprochen worden, sodaß jetzt wol in
Frankreich größere Ungebundenheit der Presse herrscht als in irgend einem andern
Lande und zu irgend einer Zeit,, auch nicht etwa nur zu Gunsten einer Partei,
sondern allgemein, sodaß die Karlisten drucken lassen dürfen, der Herzog von Bor¬
deaux sei ihr rechtmäßiger König, und die Republikaner, die einzige rechtmäßige
Staatssorm sei die demokratisch-republikanische.

Nach dem Vorgänge Frankreichs suchte man auch in andern Staaten die
Preßfreiheit grundgesetzlich zu machen. Belgien ging auch hierin einen Schritt
weiter. Artikel 18 der Verfassung vom 25. Febr. 1831 lautet: „Die Presse ist
frei; die Censur kann nie eingeführt werden; auch können keine Cautionen von
Schriftstellern, Verlegern und Druckern gefedert werden. Wenn der Verfasser
bekannt und in Belgien wohnhaft (domicilirt) ist, so können der Herausgeber,
Drucker und Verleger nicht gerichtlich verfolgt werden." In den deutschen Staa¬
ten stellten die Bundesbeschlüsse vom 20. Sept. 1819 (35. Sitzung §. 220),
welche zwar ursprünglich nur auf fünf Jahre gegeben, später aber (Bundesbe¬
schluß vom 24. Aug. 1824) auf unbestimmte Zeit verlängert worden sind, eine
Regel auf, welche, für jeden einzelnen Bundesstaat verbindlich,eine volle Frei¬
heit der Presse nicht gestattete. Der Name Censur ist zwar in jenen Bundesbe¬
schlüssen nicht genannt, aber doch dem Wesen nach eine Censur aller Schriften,
welche nicht über 20 Bogen im Drucke stack sind, oder welche heftweise oder in
Form täglicher Blätter erscheinen, dadurch angeordnet worden, daß dergleichen
Schriften „in keinem deutschen Bundesstaate ohne Vorwissen und vorgängige Ge¬
nehmhaltung der Landesbehörden zum Druck befördert werden dürfen". Die Lan¬
desgesetze, welche keine Censur, sondern blos repressive Maßregeln, gerichtliche
Verfolgungund Bestrafungbereits begangenerVergehen anordneten, sollen, so
lange jener Beschluß in Kraft bliebe, in keinem Bundesstaate als zureichend ange¬
sehen werden. Die Bundesstaaten verpflichteten sich gegeneinander,diese Censur
dergestalt handhaben zu lassen, daß gegenseitigen Klagen und unangenehmen Er¬
örterungen auf jede Weise vorgebeugtwerde. Die Bundesversammlung erhielt
aber die Befugniß,Beschwerdeneiner Regierung gegen die andere in dieser Hin¬
sicht anzunehmen, commissarisch untersuchenzu lassen und durch die unmittelbare
Unterdrückung der Schrift, welche zur Beschwerde Anlaß gegeben hatte, zu erledi¬
gen ; auch periodische und Flugschriften, welche nach dem Gutachten einer von ihr
ernannten Commission„der Würde des Bundes, der Sicherheit einzelner Bun¬
desstaaten oder der Erhaltung des Friedens und der Ruhe in Deutschland zuwider¬
laufen, ohne vorhergeganZeneAuffoderung aus eigner Autorität, durch einen
Ausspruch,von welchem keine Appellation stattsindet, zu unterdrücken,und zwar
mit der Wirkung, daß der Redacteur einer solchen Zeitschrift binnen fünf Jahren
m keinem Bundesstaate bei der Redaction einer ähnlichen Schrift zugelassen wer¬
den darf". Zu dem Ende sollten bei allen periodischen Schriften die Redacteurs
genannt und ohne diesen in keinem Bundesstaate in Umlauf gesetzt werden,

Conv.-kex. der neuesten Zeit und Literatur, m. 55
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die heimlichen Verbreiter aber einer angemessenen Geld» oder Grfangnißstrafe un¬

terliegen. Die Verfasser, Herausgeber und Verleger perio-ischer und L'ugschrif-
ten (wie man nicht anders annehmen kann, auch einzelner Aufsätze) sollen, wenn
sie den Vorschriften dieses Beschlusses gemäß gehandelt hatten, von aller weitern

Verantwortung frei sein. In Ansehung der übrigen, nicht unter den Begriff der pe¬

riodischen und Flugschriften unter 20 Bogen fallenden Werke wurde nur verordnet,
daß bei ihnen stets der Name des Verlegers genannt werden müsse, und daß, wenn

sie einem Bundesstaate Anlaß zur Klage geben, diese Klage im Namen der Regie¬
rung, an welche sie gerichtet ist, nach den in den einzelnen Bundesstaaten bestehen¬

den Formen gegen die Verfasser oder Verleger der betroffenen Schriften erledigt
werden soll; d. i. daß nicht etwa die verletzte Regierung (wie Bonaparte gegen den

„Ourrier <le I.nnckres") zur.Privatklage verwiesen, sondern von Amtswegen ver¬

fahren werden soll. Diese Beschlüsse bilden die Grundlage der neuesten Geschichte

der deutschen Preßfreiheit und der damit zusammenhängenden Erscheinungen.

Gleich anfangs wurde von einigen Seiten das Bedenken erhoben, ob die Staats¬

gewalt des Bundes bis zur Abänderung der anerkannten und bestehenden Verfas¬

sung einzelner Bundesstaaten auszudehnen sei, und ob daher die Staaten, welche,

wie das Großherzogthum Sachsen-Weimar und das Königreich Baiern, Preßfrei¬

heit grundgesetzlich ausgesprochen hatten, dieselbe im Verhältniß zu ihren Unter-

thanen einseitig zurücknehmen könnten. Man ließ daher z. B. in Weimar die

Preßfreiheit in Bezug auf innere Angeleger-cheiten bestehen (Verordnung vom

6. Nov. 1819), jedoch immer mit Censur der periodischen und Flugschriften; in

Baiern aber wurden die Bundesbeschlüffe in einer königlichen Verordnung vom
16. Ort. 1819 mit dem Zusätze bekannt gemacht: „daß alle Staatsbehörden und

Unterthanen, mit Rücksicht auf die dem Könige nach den bestehenden Staatsver¬

tragen und der Bundesacte zusiehende Souverainetät, nach der Verfassung und
nach den Gesetzen des Königreichs sich hiernach geeignet achten sollten". Auch die

später als die Bundesbeschlüsse vom 20. Sepc. 1819 gegebene würtembergische

(vom 25. Sept. 1819, §. 28) und großherzoglich hessische Verfassung (vom

17. Der. 1820, Artikel 35) enthalten fast wörtlich übereinstimmend: die Presse

und der Buchhandel sind frei, jedoch unter Beobachtung der gegen den Misbrauch

bestehenden oder künftig zu erlassenden Gesetze, worin denn allerdings eine Bezie¬

hung sowol auf die Bundesbeschlüsse von 1819, als auch auf die in der Bundes¬

acte (Artikel 18) enthaltene Zusage „gleichförmiger Gesetze über die Preßfreiheit"

gefunden werden konnte. Aber immer war doch auch hier die Freiheit der Presse

als grundgesetzlkche Regel anerkannt worden. Die Bundesbeschlüsse selbst kamen

lange Zeit nur in einem einzigen Falle zur Anwendung, indem durch den Beschluß
vom 3. Jul. 1823 der zu Stuttgart erscheinende „Deutsche Beobachter" unter¬

drückt wurde. Als Redactoren der periodischen Schriften nannten sich in vielen

Fä'ttn die Verleger, oder Andere, welche die Verantwortlichkeit aus sich nahmen,

während der eigentliche Redakteur sich verborgen hielt. Erst in der neuern Zeit ist

man in einigen Fallen dabei etwas strenger geworden. Auch ob andere Bestim¬

mungen der Bundesbeschlüsse vom 20. Sept. 1619 in den einzelnen Staaten ge¬

setzliche Anwendung finden müßten, blieb zweifelhaft, z. B. daß durch die Censur

Verfasser und Verleger von aller Verantwortlichkeit frei werden sollten. Könnte

wol eine pflichtwidrige Nachsicht des Sensors den Verfasser, wenn dieser wirklich
vorsätzlich ein Vergehen begangen hätte, von der an sich verwirkten Strafe befreien l

Oder wenn er sich einer Verleumdung, einer Beleidigung schuldig machte, ohne

daß der Censor dies bemerkte, weil er die nähern Beziehungen nicht kannte, würde

man dem Beleidigten die Klage auf Widerruf und Ehrenerklärung gegen den Be¬

leidiger gerechterweise abschneiden und ihn blos an den ganz unschuldigen Censor

verweisen können? Auch in dem so einfach scheinenden Begriffe des Periodischen
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(in täglichen Blättern und heftweise erscheinend) ergab sich eine Ungewißheit, in¬

dem man das Ausgeben einzelner Bogen eines großem geschlossenen Werkes, wel¬

ches in einzelnen Fällen üblich und nöchig ist, für periodisch erklärte, obgleich der
wesentlichste Unterschied zwischen beiden darin liegt, daß das Eine ins Unbestimmte

fortschreitet, das Andere aber, z.B. die Übersetzung eines Werkes von Walter Scott,

ein Ganzes bildet, welches sich mit seiner Vollendung schließt, und dadurch, daß

es in kleinern Theilen ausgegeden wird, gewiß nicht den Charakter einer periodi¬

schen Schrift annimmt. Am meisten aber stand der zweckmäßigen Wirksamkeit
jener Anordnungen die Einrichtung des gestammten deutschen Buchhandels ent¬

gegen, welche ohne gänzliche Umgestaltung, und zwar nicht blos des Buchhandels,

es kaum gestattet, einige jener Bestimmungen mit Consequenz und gutem Erfolg

durchzuführen und di- von Außen her in den buchhändlerischen Verkehr kommen¬
den Schriften genau zu beaufsichtigen. Dies ist nur möglich in einem Lande mit

wohlgeschlosstner Grenze und geringer Lebhaftigkeit des literarischen Verkehrs

außer den Hauptstädten, hat aber in den jetzigen Verhältnissen Deutschlands ge¬
wiß außerordentliche Schwierigkeit. Eine Generaldirection des Buchhandels, wie

sie Napoleon für Frankreich aufstellte, würde andere große Veränderungen vor¬
aussetzen.

Die Ereignisse des Jahrs 1830 mußten notwendigerweise auch die perio¬

dische Presse mit sich fortreißen und konnten darum nicht ohne Rückwirkung auf

den Zustand der Preßfreiheit bleiken. Wie viel von Allem, waS in jenem Jahre

hervorbrach, auf Rechnung großer weitverzweigter Verschwörungen, einer revolu-

rionnairen Propaganda und eines dirigirenden Ausschusses zu setzen; wie viel da¬

von blos localen Ursachen, den Fehlern -der Verwaltung und gegründeten Beschwer¬

den zuzuschreiben ist, wird noch zuc Zeit wol Niemand genau berechnen können,

wenn er nicht etwa selbst einer der Mitwirkenden gewesen ist. Aber daß durch jene

Ereignisse die Gemüther heftig ergriffen und nach allen Seiten hin leidenschaftlich
bewegt wurden, lag in der Natur derselben, und man konnte nichts Anderes erwar¬

ten, als daß diese große Aufregung sich auch der Presse mittheilen mußte. Die

Gähiung war einmal vorhanden und vornehmlich in den Massen des Volkes ver¬

breitet; ihre Entstehungsursachen mögen gewesen sein, von welcher Art sie wollen.

Sie lenkte die Gemüther des Volkes auf Gegenstände, mit welchen es sich in frü¬

herer Zeit sehr wenig beschäftigt hatte, auf welche cs aber schon von 1812 an, und

noch mehr durch oi-r Theilnahme an den landständischen Arbeiten hingewiesen wer¬

den war. Sollte der Bürger und Landmann, welchen man bei den höchsten Auf¬

gaben der Gesetzgebung zu Rathe zog, sich nun nicht auch für Preßfreiheit und Öf¬

fentlichkeit interessiren? Es sind aber auch seit jenen Zeiten im literarischen Ver¬

kehr große Veränderungen vorgegangen, und dcr Hang, sich durch Lesen zu unter¬
richten, ist wert tiefer als vorher in das Volk cingedrungen. Den Beweis liefert

der außerordentliche Absatz solcher Schriften, in welchen eine populaire Belehrung

dargeboten wird. Daher wurde auch in den Verfassungen, welche seit 1830 ge¬

geben worden sind, die Preßfreiheit ebenfalls und zum Theil mit mehr Bestimmt¬

heit als vorher zugesichert. In der kurhcssischen (vom 5. Jan. 1831, §. 37) wird

wie in der würtembergischen gesagt: „Die Freiheit der Presse und des Buchhan¬

dels wird in ihrem vollen Umfange bestehen. Es sott jedoch zuvor gegen Preßver-

gehen ein besonderes Gesetz alsbald erlassen werden. Die Censur ist nur in den

durch die Bundesgesetze bestimmten Fallen zulässig." Die Verfassung des König¬

reichs Sachsen (vom 4. Sept. 1831, §. 35) sagt: „Die Angelegenheiten der Presse

und des Buchhandels werden durch ein Gesetz geordnet werden, welches die Frei¬

heit derselben, unter Berücksichtigung der Bundesgesetze und der Sicherung gegen

Misbrauch als Grundsatz ausstellen wird." Auf ähnliche Weise drücken sich die

braunschweigische Landschaftsordnung vom 4. Oct. 1832 (Artikel 31) und das
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Grundgesetz für das Königreich Hanover vom 26. Sept. 1833 (§. 10) aus. Nur

das sachsen-altenburgische Grundgesetz vom 29 Apr. 1831 zeichnet sich dadurch
aus, daß es ß 67 die Censur zu einem Verfassungsartikel macht, und noch eine

Verantwortlichkeit für die Mittheilung unverbürgter Gerüchte und solcher Tat¬

sachen, die nicht der Geschichte angehörcn, für Verfasser, Herausgeber und sogar
für Verleger und Drucker aufstellt, deren eigentlicher Grund und Umfang aus dem

Gesetze nicht zu entnehmen ist. War aber der Sinn des Volkes, d. h. des großen
Theiles, welchen man sich bisher immer als arbeitend und verzehrend, als entfernt

von allem Nachdenken und aller Theilnakme an Allem, was nicht auf das Maß

seiner Arbeiten und animalischen Genüsse Bezug hat, vorzustellen gewohnt war,
einmal auf das Beschäftigen mit politischen Ideen und die dieselben nährende perio¬

dische Presse geführt: so war auch eine nähere Modifikation dieser Richtung und

manche weitere Folge derselben der Natur der Dinge gemäß. Erstens mußten

starke, bestimmt ausgesprochene Satze, auch bloße Deklamationen, mehr Eingang

finden, als eine wissenschaftliche Auseinandersetzung, welche nothwendigerweise

eine Menge Unterscheidungen und Beschränkungen mit sich führt. Wer daher von

der Menge gehört und gelesen sein will, muß durch ihre Gefühle auf den Verstand

wirken und diesen durch eine einfache und grade aufs Ziel führende Logik beherr¬

schen. Zweitens aber, die Ereignisse des Jahrs 1830 hatten Manchen aus seinen

Verhältnissen gerissen, welcher nun kein anderes Mittel mehr besaß, als Schrift-
stellerei für das Volk, und nichts mehr zu verliezen, also auch nichts mehr zu scho¬

nen hatte. Von dieser Seite her sind eine Menge von Flugschriften, mehr keck als

gefährlich, verbreitet worden, die zwar noch zur Zeit kein großes Publicum gesun¬

den zu haben scheinen, die aber doch die Aufregung unterhalten und zuweilen um

ein Weniges weiter verbreitet haben mögen. Gefährlich im Großen scheinen sie

uns nicht gewesen zu sein, weil ihnen die Hauptbedingung dazu fehlte, eine das

D"lk im Ganzen ansprechende unmittelbar ausführbare Idee; ein wahrer oder

doch vermeintlicher großer Vortheil, welcher durch ein rasches Handeln auf einmal

zu erreichen scheint; ein ohne weitere Vorbereitung hinzustellendes, dem Volke ge¬

fälliges Werk. Wir wollen damit nicht behaupten, daß ein solcher Gedanke die

Kraft besitzen werde, einen großen Theil von Deutschland unter seine Fahne zu

vereinigen, aber ohne ihn würde auch nicht eine nur einigermaßen bedeutende par¬

tielle, doch mehr als blos locale Insurrektion zu befürchten sein. Aber auch die Ge¬

fährlichkeit jener Flugschriften, wirklich aufrührischen Lieder und dergleichen zuge¬

geben, bietet grade die Preßfreiheit selbst das wirksamste Gegenmittel dar, denn sie
allein würde manchen Wohlgesinnten haben bewegen können, gegen solchen Unfug

eine kräftige Stimme zu erheben, weil nur die völlig freie Rede sich einige Wirkung

versprechen kann. In der neuern Geschichte der deutschen Preßfreiheit sind nun

die Vorgänge in München und Rheinbaiern, die Verhandlungen des badischen

Landtags von 1831 und die darauf erfolgten neuen Bundesschlüsse vom 28. Jun.
und 5. Jul. 1832 die hervorragendsten Punkte. In München wurde der

Landtag am 1. März 1831 mit einer ungünstigen Stimmung eröffnet, und

diese durch eine am Vorabende des Zusammentritts der Stände erlassene Verord¬

nung zu Beschränkung der Preßfreiheit noch mehr erhöht. Acht Schriftsteller
wurden durch bloße Verwaitungsbefehle aus Bakern verwiesen, und vr. Wirth

versuchte bei Herausgabe der „Tribüne" einen offenen Widerstand gegen die Cen¬

sur. Die Regierung nahm nicht nur jene Verordnung zurück, sondern ihr Urheber,

der Minister des Innern von Schenk, trat von seinem Posten ab, und eS wurde

den Ständen ein Gesetz über die Presse vorgelegt, welches die Censur für alle innern

Staatsangelegenheiten ganz aufhob, überhaupt auf politische Zeitschriften be¬

schrankte, der Police,' sehr enge Grenzen setzte und das Strafverfahren bei Preß-

vergehi!',gen ganz an die Gerichte (mit Öffentlichkeit und Geschworenen) verwies.
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Hatten die Stande dieses Gesetz angenommen und sich nicht durch die Uneinigkeit
beider Kammern und durch den unglücklichen Hang, das erreichbare Gute einem

unerreichbaren vermeintlichen Bessern aufzuopfern, verführen lassen, so wäre viel¬

leicht Vieles unterblieben oder ganz anders gekommen, was noch lange verderblich
fortwirken wird. Denn nun verlegte De. Wirth seine „Tribüne" nach Rheinbaiern,

wo noch die französischen Gesetze und zwar ohne die großen Corr-ectionsmittel Na¬

poleon s, ohne seine Generaldirection des Buchhandels, ohne seine Eensur und

ohne seine Staatsgefängnisse in Kraft waren und allerdings den Schriftstellern
einen Schutz verliehen, welcher sonst in Deutschland nicht zu finden war. Von

Strasburg und Rheinbaiern ging nun eine Flut von periodischen und Flugschriften

aus, welche auf das in Deutschland Bestehende ohne einen Schalten von Mäßi¬
gung losstürmten; es war der Sitz des deutschen Nadicalismus. Die Bundes¬

versammlung faßte am 19. Nov. 1831 einen Beschluß, wodurch das in Stras¬

burg erscheinende „Constitutionnette Deutschland" verboten und überhaupt ge¬

nauere Aufsicht über die periodische Presse eingeschärft wurde, und am 2. März
1832 erließ sie ein Verbot der „Tribüne", des „Westboten" und der zu Hanau
erscheinenden „Neuen Zeitschwingen". Mittlerweile war nun auch der merkwür¬

dige badische Landtag von 1831 (17. März — 3t. Dec. 1831) vor sich gegangen,
welcher die Wunden und Schäden der Zeit von mehr als einer Seite aufdeckte und

den Zwiespalt im Volke scharf zur Sprache brachte. Eins seiner letzten und wich¬

tigsten Resultate war eine neue Gesetzgebung über die Presse vom 28. Dec. 1831

in einem Gesetz von 89 über die Policei der Presse und einem andern über die

Ehrenkrankungen, wozu noch die Vollziehungsverordnung vom 13. Febr. 1832

kam. Aber schon am 9. Febr. 1832 wurde bei der Bundesversammlung eine

Prüfung dieser Gesetze in Antrag gebracht, und am 5. Jul. durch einen Bundes-

beschluß dieselben für unvereinbar mit der dermaligen Bundesgesetzge-bung über

die Presse und durch eine großherzogliche Verordnung vom 28. Jul., insoweit

als der Bundesbeschluß vom 5. Jul. solches foderte, für unwirksam erklärt. Bei

den Verhandlungen über diese Gegenstände war auch wieder die bedenkliche Frage

über das Verhältniß der Bundesbeschlüss- zu den Landesverfassungen und über die

Abänderungen der letzter-a durch eine einstimmige oder auch mit Stimmenmehrheit

gegebene Erklärung der Bundesregierungen zur Sprache gekommen, und dies war

einer der Hauptgegenstande der Dundesbeschlüsse vom 28. Jun. 1832, indem die

Bundesversammlung darin (Nr. 3) den Grundsatz festhielt, daß die innere Ge¬
setzgebung der Bundesstaaten weder dem Zwecke des Bundes (Erhaltung der

äußern und innern Sicherheit Deutschlands und der Unabhängigkeit und Unver¬

letzlichkeit der einzelnen Bundesstaaten) noch der Erfüllung sonstiger bundes¬

verfassungsmäßiger Verbindlichkeiten Eintrag thun dürfe; und (Nr. 6) daß nur

die Bundesversammlung selbst allein und ausschließend berechtigt sei, die Grund¬

gesetze des Bundes mit rechtlicher Wirkung auszulegen. Indessen ist dieser Ge¬

genstand von den ständischen Kammern noch mehrmals aufgtgrifsen worden. In der

würtembergischen Kammer machte Pfizer einen Antrag, welcher durch ein königliches

Rescript vom 27. Febr. 1833 unterdrückt werden sollte und, da die Kammer eine

Vorstellung dagegen zu machen beschloß, zur Auflösung der Stände führte (Decret

vom 22. März 183Z). In andern Staaten hat man diesen dclicaten Punkt noch zur

Zeit zu umgehen gesucht, namentlich in Baden, wo die Regierung gleichsam unter

der Bedingung, daß die Kammer keinen förmlichen Antrag beschließe, die Vorle¬

gung eines neuen provisorischen Paßgesetzes zugesagt hat. Unter der Herrschaft

des Breßgesetzes vom 28. Dec. 1831 hatte in Baden eine censurfreie Zeitschrift:

„Der Freisinnige", begonnen, welche mit dem Gesetze selbst ihre Endschaft erreichte
und mit einigen andern, dem „Hochwächter", dem „Deutschen Vklk6sreru-.de"

u. s. w., von der Bundesversammlung verboten wurde.
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Einen neuen JncidentPUnkt in dieser Zeit bildete der Verein für Aufrechthal¬
tung der freien Presse, welcher von Schüler, Savrye und Grib in Aweibrücken in

Vorschlag gebracht und sogleich in der Rahe und Ferne mit großer Theilnahme

ausgenommen wurde. Der Zweck desselben wurde dahin angegeben, Beitrage
zu sammeln, um dadurch thells Mittel zu Verbreitung solcher Schriften, welche

ohne Censur gedruckt werden sollten, zu gewinnen, theils auch die Verfasser, Ver¬

leger und Drucker solcher Schriften für die sie treffenden Strafen zu entschädigen.
Es entstand die Frage, ob das Stifttn eines solchen Vereins und das Anschließen

an denselben an sich und, versteht sich, kn Ermangelung besonderer Gesetze, bür¬

gerlich strafbar und ein Staatsverbrechen sei, und diese Frage ist sehr verschieden

beantwortet worden und kann eigentlich, wenn von dem Urtheil über den concre-

ten Fall die Rede ist, von den Gerichten nicht wo! anders als in gerichtlicher Form,

d. h. nach vorgängigem rechtlichen Gehör derBetheik'gten, entschieden werden. Die

Gesetzgebung aber hat unstreitig die Macht, über sie das Nöthige zu bestimmen,

und man kann sie wol tadeln, aber nicht ihr formales Recht zweifelhaft machen.

Mehre Staaten erließen auch sogleich Verbote gegen die Vereine für die Preßfrei¬

heit, und die Bundesversammlung erklärte in dem Beschlüsse vom 5. Jul. Nr. 2 :

„Alle Vereine, welche politsiche Zwecke haben oder unter anderm Namen zu po¬

litischen Zwecken benutzt werden, sind in sammtlichen Bundesstaaten zu verbieten,

und es ist gegen deren Urheber und die Theilnehmer an denselben mit angemessener

Strafe vorzuschreiten." (S. Vereine.) Die Vereine zum Schutz der Preßfrei¬

heit sind seitdem verschollen, und die ganze Angelegenheit ist in eine Art von Still¬

stand gerathen, indem sie mit der Entwickelung der größern politischen Angelegen¬

heiten Europas im Zusammenhang zu stehen scheint. D.-.s ist auch das Schicksal

der menschlichen Bestrebungen; sie werden mit großem Eifer, ja, mit Leidenschaft

aufgefaßt, aber Anderes tritt dazwischen, und gar oft sucht man nach kurzer Zeit

sein Heil in Dem, was man früher mit Abscheu von sich stieß. Nur noch zwei Er¬

scheinungen können nicht unerwähnt bleiben; der Ausgang der Affffen zu Landau

und das Circular des Policeipräsidiums von Berlin an die dortigen Buchhand¬

lungen vom 15. Jun. 1833. Gleichsam den Hauptpunkt in dem damaligen

öffentlichen Leben Rheinbaierns bildete eine Zusammenkunft vieler tausend Men¬

schen auf den Ruinen des hambacher Schlosses bei Neustadt an der Haardt am

27. Mai 1832 (s. Hambacher Fest), zweifelhaft, ob es für ein Finale oder

für eine Ouvertüre gcltm könne. Wegen ihrer dort gehaltenen Reden, aber auch

wegen der von ihnen ausgegangenen Flugschriften und Aufsätze in ihren Zeitschrif¬
ten waren vr. Wirth, I>r. Sicbenpsciffer, Pfarrer Hochdörfec, Candidat Scharpff,

Bürstenmacher Becker, Buchdrucker Rost und Candidat Eisler durch ein Urtheil

des Appellationsgerichts zu Zweibrücken vom 26. Mai 1833 in den Anklagestand

versetzt worden: wegen dkrecter Anreizung der Bürger zu Umstürzung, selbst ge¬

waltsamer, der bairischen Staatsregierung und der königlichen Autorität und Ein¬

führung einer andc-n Staatsversassung für ganz Deutschland. Die Verhandlun¬

gen begannen am 29. Jul. 1833 und wurden mit einer merkwürdigen Erklärung in
der Rede des Generalprocurators begleitet, daß die Entscheidung der Geschworenen

Einfluß hab»n könne auf die Erhaltung der Ruhe und gesetzlichen Ordnung in ganz

Deutschland sowie auf den Umstand, ob das Geschworrnrnmstitut eine sichere und

hinreichende Garantie gegen diese und ähnliche Anschuldigungen und Anklagen ge¬

währe, ob demnach die Geschworenenanstalt in ganz Deutschland Wurzel fassen,

oder etwa aus ganz Deutschland verschwinden werde. Es wurden 81 Zeugen verhört,

und die angeschuldigten Schriften vorgeleftn. Dann begannen die Auseinander¬

setzungen und Anträge des Staatsanwalts und die Vertheidigung. Hierin ent¬

wickelten die Angeklagten ihr politisches System von der offensten resclutionnairen

Tendenz. Es erfolgte aber doch der Ausspruch der Geschworenen: Nicht Schuldig;
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j-doch habe« die Angeklagten noch wegen grr>'ngcrrr Anschuldigungen ein Verfah¬
ren vor dem Policeigericht zu bestehen.Es ist nicht zu leugnen, daß dieser Aus¬
spruch sehr befremden muß, wenn man mit ihm die Schriften und Sieden der An-
geklagten Zusammenhalt; indessen scheint die Freisprechung auf der Unterscheidung

! zwischen direkter Auffoderung zum unmittelbaren Handeln und dem bloßen Aus¬
sprechen einer Meinung, da? in einem gewissen Sinne gehandelt werden müsse,
zu beruhen. Von dem Ersten mußten sie, wie es scheint, wirklich fteigesprochm

i werden, und das Letzte ist nach französischem Recht nicht criminell, sondern nur cor-
> ceclionncll zu bestrafen.Diese Verhandlungen scheinen große Sensation gemacht

zu haben, obgleich wir sehr bezweifeln, daß ihr Ausgang' vcn so großer Wichtig¬
keit sein werde, als der Generalprocurator meinte. Der Erlaß des Psliceipräsi-
diums zu Berlin verlangt die Deposition oder die Versiegelung aller Bücher, deren
Vertrieb verboten ist, bei der P-ülicei und die Zurücksendung derselben binnen acht
Tagen durch die Post, und es scheint, daß man darin den ersten Schritt zu weitern
großen Beschränkungendes Buchhandels erblickt. Ware dies auch der Fall, so
werden wir uns doch einer gerechten und vernunftmaßiqenFreiheit wie in anderer
Beziehung so auch in Ansehung der Presse immer mehr nähern, wenn auch unter
vorübergehenden Abweichungen nach beiden Seiten. Die volle uneingeschränkte

-! Preßfreihei't gehört zwar gewiß zu den Dingen, welche in einem vollkommenen
Staate nicht fehlen dürfen, aber sie ist nicht in jedem Augenblickeund unter allen
denkbaren Ämstanden schlechthin nothwendig oder wünscbenswerth. Es kann au->
ßerordemlichr Lagen geben, in welchen eine Beschränkung sehr heilsam und zu
Besänftigung der aufgeregtenGemächer fast unentbehrlich ist. Sie findet sich mit
der fortschreitenden Bildung des Volkes ohne großes Bemühen um sie von selbst

! ein. Damit wollen wir nicht sagen, daß es nicht immer für Regierung und Volk
gleich heilsam wäre, fi'e zu besitzen, und wir meinen, daß eine Suspension dersel-

! den, deren wir eben erwähnten, nur eine sehr kurze und vorübergehende Ausnahme
sein sollte. Wenn man von den Misbräuchen derselben spricht, von der Verbrei¬
tung gefährlicher Lehren, von Angriffen aus die bestehende Ordnung des Staats,

i von Erregung von Zwietracht unter der bürgerlichen Gesellschaft, von Mistrauen
zwischen Regierung und Volk, selbst von der Vernichtung des Glückes der Fami¬
lie: so ist alles Das nicht größer und gefährlicher als der Schade, welchen das ver¬
kehrte, theils leichtsinnige, theiks boshafte Gerede unwissender und sittenloser Men¬
schen in den Kreisen der hohem Gesellschaft anrichtet. Wie oft werden dort gute
Grundsätze durch frechen seichten Spott ausgsrottet, wie manches edle Herz durch
Schmeichelei und Lüge verdorben, wie viel Mistrauen gegen die redlichsten Die¬
ner des Fürsten ausgesaet, wie oft das Heiligste in den Staub getreten, die erha¬
bensten Gefühle lächerlich gemacht, aller Ernst des Lebens verhöhnt und gelehrt,

! sich Dessen zu schämen, wessen man sich rühmen dürfte, und Drssen zu rühmen,
wessen man sich schämen sollte. Dort wäre ein strenger Eensor nothwendiger als
gegen dir Presse. Aber die Hauptsache bei dem Streite über Preßfreiheit liegt in

! dem gegenwärtigenZustande der Völker, nicht in ihr selbst, sondern außer ihr.
Die Völker werden bewegt durch ein doppeltes aus ihren tiefsten Verhältnissen her¬
vorbrechendesStreben, zu arbeiten für sich selbst, und regiert zu werden zu ihrem
eignen Vortheil. In beider Hinsicht wollen sie ben bisherigen Besch bevorrechteter
Gassen nicht mehr anerkennen, und verlangen Verbesserungen,welche ihnen nur
mit Hülfe größerer Aufklärung zukommen tonnen. Das ist der liefere Grund des
allgemeinen Rufes nach Preßfreiheit. Aber aus eben diesim Grunde kämpft der
Geist der Oligarchie dagegen, und fühlt es sehr wohl, daß dir Zeit hcrankommt, wo
die geistige Bildung, die echte vollständige Ausbildungdes inner« Menschen,den
einzigen Maßstab auch für die äußere Schalung und Ehre abgeben wird. Die Er¬
findung des Schießpulvers hat die Durgen zerstört den Landfrieden gegen sie de,-
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festigt, und die Ritter von den Höhen der Berge in die Ebenen getrieben; die freie
Presse, die Kraft und Waffe der geistigen Bildung, ist im Begriff sie aus dem aus¬
schließenden Besitz der Höhen d-.'r bürgerlichen Gesellschaft zu vertreiben und zu ei¬
ner gerechten Theilung zu nöthigen. (Z)

Proceß der Exminister Karl X. In den Ereignissen des Jahrs
1830 nimmt das gerichtliche Verfahren gegen die ehemaligen Minister Fürst Po-
lignac, Graf Peyronnet, Guernon de Ranville und Chantelauze eine wichtige
Stelle ein, und wie man auch über die Sache selbst urthcilen möge, so wird man
nicht leugnen können, daß dieses Verfahren mit großer Würde, Schonung und
Achtung für rechtliche Form geführt worden ist, sodaß man in der That in demsel¬
ben die Fortschritteder Eivilisation erkennt. Man vergleiche die Behandlung die¬
ser Männer mit Dem, was in Rußland und Schweden den Ministern einer ge¬
stürzten Regierung begegnete, und mit dem an den Grafen Struensee und Brandt
in Dänemark begangenen Justizmord. Es ist wahr, das gegen sie gesprochene Ur-
theil, lebenslänglicheGefangenschaftund bürgerlicherTod, ist immer noch ein
sehr hartes; aber wenn man einmal eine bürgerlich strafbare Schuld an ihnen fand,
so war diese auch aus jedem der hier möglichen Gesichtspunkte so schwer, daß dir
Strafe schwerlichzu groß erscheinen kann. Wenn einmal der Grundsatz feststeht,
daß der Minister für alle Handlungen in seinem Departement verantwortlich ist,
und wenn man überhaupt von Verantwortlichkeit der Minister als einer Garantie
der Verfassungensprechen will: so wird auch diese auf keine Weise durch die Ge¬
nehmigung und die Befehle des Souverains gedeckt, und wenn der Staat unter
Ludwig Philipp ganz derselbe ist, wie unter Karl X., so muß auch die jetzige Re¬
gierung noch die Verfassungsverletzung.en bestrafen, welche gegen das Interesse der
abgetretenen Dynastie begangen wurden. So wurden auch in England wahrend
des Regierungswechselsder Häuser Pork und Lancaster von der neuen Regierung
Diejenigen noch bestraft, welche sich eines Verbrechens gegen dir vorige, obgleich
für unrechtmäßig erklärte, schuldig gemacht hatten. Durch die französische Charte
von 1814 (Artikel 33, 34, 55 und 56) war die Pairskammer zum Gerichtshof
für Hochverrathund Verbrechen gegen die Sicherheit des Staats nach einem dar¬
über noch zu gebenden Gesetze bestimmt, ferner zum Gerichtshof für die PairS
und über die Minister, wenn sie von der Deputirtenkammer wegen Hochverraths
und Erpressung angeklagt würden. Auch darüber sollte noch ein besonderes Gesetz
erfolgen. Diese Gesetze sind zwar noch nicht gegeben, die Pairskammerhat aber
doch schon mehrmals als Gerichtshof gehandelt;zuerst in dem Processe gegen
Marschall Ney 1815, dann gegen Louvr! 1820, gegen die sogenannte Militair-
verschwörung 1821, und wegen Unterschüsse bei der Armee in Spanien (Ouvrard)
1826. Es sind auch bei dem Proceß gegen Ney zwei Verordnungen über die For¬
men des Verfahrens vom 11 und 12. Nov. 1815 erlassen worden, welche auch
jetzt zurAnmendung gebracht wurden, uns am 8. März 1816 hat die Kammer einen
Entwurf zu einem Regulative beschlossen und dem Könige übergeben, welcher zwar
noch nicht sanctionnirt worden ist. aber doch einstweilen befolgt wird. Das Ver¬
fahren ist den» ordentlichen französischen Criminalproccßgleich, die Verhandlungen
sind öffentlich; von dem Grundsätze, daß die Gerichte mit acht Richtern besetzt
sind und daher zu einer Vervrtheilung wenigstens fünf Stimmen erfoderlich sind,
hat man die Anwendung gemacht, daß der Stiminen nötlstg sind. Sehr bald
nach der Revolution vom Jul. 1^30, am 8. Aug., trat Sakverte mit dem An¬
träge auf, die Minister, welche den Bericht an den König und die Verordnungen
vom 25. Jul. 1830 unterzeichnethatten, wegen Hochverraths anzuklagen. Er
entwickelte diesen Antrag weiter am 12. Aug., schilderte den G-ang der Vermal-
tung seit dem Eintritt des Fürsten Polignac in das Ministerium (8. Aug. 1829)
und besonders seit dem 16. Mai 1830, an welchem Traf Peyronnet wieder in

riütlH

PB

MniA E

ächsiilM, si

-M, DiiliM
M M Bch>

Hieran jn,

-Ach, Diex

Vi

!ÄS!



Z!Üidl>ch>,^
r!»Ü!IZ!UW

Pwccß der Exminister Karl X.
87Z

WstiiiiP
IMMPNÄ

v-k I

-"V!

SS!

das Ministerium eintrat, und gründctt seine Anklage auf das Verfahren der Mi¬

nister im Allgemeinen, hob aber insbesondere hervor: 1) die in einem Circular des

Ministers Pepronnet ausgestellte Prätension, daß alle Beamte des Staats schul¬

dig seien, bei den Wahlen in dem Sinne der jedesmaligen Minister zu stimmen;

2) die Auflösung der Deputirtenkammer, blos auf die getroffenen Wahlen; und
3) die Verordnungen vom 25. Jul. 1830, von welchen das Ministerium wohl

wußte, daß sie das Volk aufregen und gewaltsame Schritte herbeiführen müßten.

Mit diesem letzten wurden dann die von dem Ministerium gemachten Anstalten zu

blutigen Maßregeln und die Hartnäckigkeit und Fortsetzung derselben, nachdem die

Jnsurrectien in Paris schon einen ernsten Charakter angenommen hatte, in Ver¬

bindung gebracht. Verlangt wurde noch eine nähere faktische Aufklärung der Auf¬

tritte zu Montauban, wo die Wahl durch eine bewaffnete Bande zu Gunsten des

ministeriellen Candidaten gestört worden war, der mit dem Auslande angeknüpf¬
ten Verbindungen zum Sturz der repräsentativen Verfassung und endlich der in

der Normandie ausgebrochenen Feuersbrünste (über 300), welche offenbar einen

politischen Charakter hatten und von einer Partei der andern schuld gegeben wur¬

den. Diese letztecn drei Gegenstände sind aber nicht weiter aufgeklärt worden, ob¬

gleich in Ansehung der Brandstiftungen ei-n besonderer Umstand Licht zu verspre¬
chen schien. Ein Mensch, Namens Bcrrke, welcher wegen Betrügereien in Tou¬

louse verhaftet war, schrieb an den Deputaten Verenger (einen der Anklagecom-

miffarien), daß er den Auftrag erhalten habe, im südlichen Frankreich (Provence,
Languedoc, Dauphine) eine Reihe von Brandstiftungen zu veranstalten, deren

Plan von einer mächtigen Hand geleitet werde. Auch fanden sich mehre junge

Mädchen, welche wegen der Brandstiftungen in der Normandie theils zum Tode,

theils zu 20jähriger Gefangenschaft verurtheilt waren, und in deren Aussagen man

etwas Geheimnißvolles zu finden glaubte, indem sie durch Eide gebunden zu sein

schienen, mit der Wahrheit zurückzuhalten. Bcrrie war auf jeden Fall ein schlech¬

tes Subject, aber ein frömmelnder Heuchler, welcher sich des besonder» Schutzes

der Geistlichkeit, zumal der Jesuiten zu Montrouge erfreute. Alle diese Faden

führten jedoch nicht zu weitern Entdeckungen. Fürst Polignac wies die Anschul¬

digung, daß er an jenen Brandstiftungen den entferntesten Antheil genommen

habe, mit Unwillen zurück, und es ist wol offenbar, daß ein Mensch wie Berrie

nicht im Stande war, den mindesten Verdacht auf den Fürsten zu bringen, indem

es gar zu deutlich war, daß er, da ihm die Jesuiten nicht mehr helfen konnten, sich

durch dergleichen Anklagen nur die Gunst der nunmehrigen Machthaber zu ver¬

schaffen suchte. Die Brandstiftungen haben aufgehört, t-md obgleich man darüber

nicht zweifelhaft ist, daß ihre Ursache kn politisch-religiösem Fanatismus zu suchen
sei, so hat sich doch der nähere Zusammenhang nicht entdeckt. Mittlerweile wa¬

ren vier Minister verhaftet worden, drei andere, d'Haussez, Montbel und

Capelle, waren entkommen. Der Fürst Polignac zeigte der Pairskammer seine

Verhaftung an, und zugleich meldete der Justizminister (Dupont), daß auch

Graf Peyronne! in Tours angehalten worden sei; beide würden durch das öffent¬

liche Gerücht (clamenr publique) als Urheber von Handlungen bezeichnet, wegen

deren die Deputirtenkammer eine Anklage derselben beabsichtige. Aus diese Angabe

wurde die Verhaftung Polignac's von der Pairskammer genehmigt in der Sitzung

vom 23. Aug Von der Deputirtenkammer war eine Commission ernannt, um die

vorläufige Vernehmung der Angeklagten und einiger Zeugen zu bewirken. Die

Deputirten Madker de Montjau, Mauguin und Verenger verhörten die Minister

im Schlosse zu Vincennes, und erstatteten am 23. Sept. ihren Bericht an die
Kammer. Dieser Bericht geht auch wieder kn allgemeinen Zügen die successive

Bildung des Ministeriums und seine ganze Verwaltung durch, und zeigt, wie von

Anfang an die Umstürzung der Verfassung und die Herstellung einer absoluten
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Herrschaft der Grundgedanke des Polignac'schrtt Ministeriums gewesen sei, und
wie man sich zu dem Ende mit Männern umgab, welche zum Thril mit'Wider-

sircben sich endlich doch dazu hergabrn ; wie man auch vom 20. Jul. an kriegrriscbe
Maßregeln genommen hatte, um die Ausführung und den Erfolg der Ordonnan¬

zen zu sichern, zu einer Zeit, wo dieselben noch nicht einmal mit dem Ministerium

im Ganzen berathen und beschlossen waren. Der Bericht sucht ferner zu beweisen,
daß nicht die Volksmasse von Paris, sondern das Militair vermöge der vom Mi¬

nisterium ertheilten Instructionen den Anfang zu den Feindseligkeiten gemacht

habe, und daß man auf die Volkshauftn vor dem Palais royal, in der Strasse

St.-Honore und andere habe Angriffe mit dem Sabel machen und Feuer geben

lassen, ohne daß ein wirklicher Angriff von Seiten des Volkes oder eine Auffode-

rung auseinanderzu gehen von Seiten der Behörden vorangeganzen war; daß
man, um die Soldaten noch mehr anzutreiben, Geld und zwar beinahe eine Mil¬

lion unter sie habe austheilen lassen, wozu die Cioilliste 553,271 Francs, der

Staatsschatz 421,000 Francs hergegeben hatte (allein dies wurde dahin berichtigt,

daß diese Geldaustheilung aus der Civilttste erst in St.-Cloud vorgegangen sei);

daß man zu gleicher Zeit gerichtliche Verfolgungen gegen die Redactoren der Oppo¬

sitionsjournale und mehre anders beabsichtigte, und die Prcvotalgenchte (bekannt¬

lich halbmilitairische Gerichte gegen Störungen der öffentlichen Ordnung mit

schnellem Verfahren und ohne Jury) wicderhersteUen wollte, wozu schon die Be¬

fehle in die Provinzen ergangen waren. Dieser le'zte Punkt war abe" in Dunkel

gehüllt, weil tn dem Ministerium und von den G^neralprocuratoren in den Pro¬

vinzen alle hierauf bezügliche Papiere, Verhaftsbefehle und Requisitorien vernich¬
tet worden waren. Der Antrag auf die Anklage gegen die Minister wurde vom

27. Sept. an in der Deputirrenkammer erörtert und in zwei Sitzungen gegen jeden

der verhafteten Minister einzeln auf die vier Punkte beschlossen: 1) Mr'svrauch der

Amtsgewalt, um Len Wahlen einen falschen Charakter zu geben und die Bürger

der freien Ausübung ihrer staatsbürgerlichen Rechte zu berauben; 2) willkürliche

und gewaltsame Veränderung der Reichsgesetze; 3) Complot gegen die Sicherheit

des Staats; 4) Erregung eines inner» Kriegs durch theils befohlene, theilS ver¬

anlaßt? Bewaffnung der Bürger gegeneinander und Devastation von Paris und
andern Orten. Dieser Beschluß wurde zuletzt am 29. Sept. gegen alle vier Mini¬

ster mit 157 Stimmen gegen 69 angenommen, und die Deputaten Verenger,

Persil und Madier de Montjau zu Commiffarien für die Anklage erwählt. Ehe

nun die eigentlichen gerichtlichen Verhandlungen vor den Pairs begannen, war in

der Deputirtenkammer ein Antrag gemacht worden, welchen man mit der Anklage

gegen die Minister in einige Verbindung brachte. Am 17. Aug. 1830 erneuerte
nämlich der Deputirte Tracy den schon in der ersten Nationalversammlung vorge-

kommenen Vorschlag, die Todesstrafe abzuschaffen. Derselbe wurde ernstlich er¬

wogen, aller?, doch kein eigentlicher Gesetzentwurf beschlossen, obgleich die Mehr¬
heit der Deputaten der Sache günstig zu sein schien, sondern eine Adresse an den

König (Sitzung vom 8. Oct. 1830), worin die Kammer zwar ihre Überzeugung

aussprach, daß die Beschränkung der Todesstrafe und ihre unmittelbare Abschaf¬

fung in einigen Fällen, nämlich Falschmünzen, Kindermord, Brandstiftungen in
unbedewohnreu Gebäuden, politische Vergehungen, zwar wünschcnswerth fei, die

Kammer aber doch Bedenken trage, in Ermangelung der rwthigen Vorarbeiten

und Notizcn bestimmte Vorschläge zu machen und den König ersuche, hierüber

die Initiative zu ergreifen. Am 1. Oct. wurden die Verhandlungen vor dem Ge¬

richtshöfe der Paks durch eine Anzeige der Deputirtenkammer emgeleitet. Zuerst

entstand dabei ein staatsrechtliches Bedenken, ob die Kammer sich ohne königlichen

Befehl als Gerichtshof censtituken könne. Denn die Charte sagt freilich, Artikel

48„Me Rechtspflege geht vom König aus", und es war also sehr zweifelhaft,
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ob die Pairs ohne die königliche Autorität und auf einm Beschluß der Deputt'rten-
kammer als Gerichtshof in Tätigkeit treten könne; auch war in allen frühern
Fällen ein königlicher Befehl' vorangegangen. Dagegen wurde bemerkt, daß dieser
Satz der Charte nur auf die gemeinrechtlichen Gerichte angewmdet werden könne,
deren Erkenntnisse im Namen des Königs abgefaßt werden, nicht a°ber auf die
Pairskammer,welche ihre Urtheile in ihrem eignen Namen falle. Die Thatkg-
keit der Pairskammer sei in ihrer richterlichen Eigenschaft von der Staatsregierung
ganz unabhängig, und der König dürfe gar nicht in die Verlegenheit gesetzt werden,
etwa rin Gericht über seine eignen Minister (ja, gewissermaßen über seine eignen
Handlungen) berufen zu muffen. Denn wenn er es etwa verweigere, so müsse die
Sache doch ihren Fortgang herben. Es wurde demgemäß beschlossen, daß der Prä¬
sident der Pairs (Pasquier) sich zum Könige begeben und demselben anzeigen solle,
daß die Kammer sich als Gerichtshofconstituirthabe. Dies war auch wol richtig,
obgleich der von der Form der Urtheile hergenommene Grund nicht als entscheidend
gelten kann. Der Satz: „Die Gerichtsbarkeitgeht vom Könige aus", kann im
Wesentlichen keinen andern Sinn haben, als den, daß es keine gerichtliche Gewalt
im Staate gibt, welche nicht von der höchsten Staatsgewalt selbst ausgeht; also
keine grundherrliche,keine korporative, keine kirchliche Gerichtsbarkeit; und daß
alle Richter ihr Amt von dem Könige erhalten. Allein es kann daraus nicht fol¬
gen, daß eine richterliche Befugniß in jedem einzelnen Falle von der königlichen
Autorität ertheklt werden müßte oder nur dürfte, weil der König, indem er seine
Erlaubm'ß zu Einleitung eines individuellen gerichtlichen Verfahrens ertheilte oder
verweigerte, selbst im Grunde einen Act der richterlichen Gewalt ausübte, welches
der Verfassungzuwider wäre. Der Gerichtshofder Pairs muß vielmehr auch als
ein königlicher (Staars-)Gerichtshofbetrachtet werden, dessen Mitglieder der Kö¬
nig durch Ertheilung der Pairswürde ernennt; aber in der Ausübung seiner rich¬
terlichen Functionen (Annahme oder Abweisung einer Anklage) muß er ebenso un¬
abhängig sein wie jeder andere, und daher kann es nicht einer königlichen Convoca-
tion für den einzelnen Fall bedürfen oder dieselbe auch nur für zulässig gehalten
werden. Dieses wichtige staatsrechtliche Princip steht nun für Frankreich fest.

Das Erste, was nunmehr die Pairskammer that, war, ihrem Präsidenten
den Auftrag zu rrtheilen, selbst oder durch einige von ihm erwählte Pairs den Thei!
des französischen Criminalverfahrens zu besorgen, welcher die Instruction genannt
wird; also die Anklage nebst den dazu gehörigen Documrnten zu untersuchen,die
Angeschuldigten und die Zeugen zu vernehmen und einen Bericht an die Kammer
zu erstatten. Für die gefangenen Minister wurde das sogenanntekleine Luxem¬
bourg (ein zu dem Palais Luxembourg, welches der Pairskammer eingeräumt ist,
gehöriges Gebäude) bestimmt, welches der Minister Peyrennet selbst, damals
Generalprocurator, bei dem Verschwörungsproceß1821 zum Gefängniß halte
einrichten lassen. Man ging dabei mit großer Vorsicht zu Werke, weil man sowol
die Erbitterung des Volkes gegen die Minister als die Versuche der Anhänger der
vertriebenen Dynastie zu fürchten hatte, und in der That gab es während des Pro-
cesses mehre ernste Auftritte und Volksbewegungen,welche um so gefährlicher wer¬
den konnten, als die Regierung noch zu neu und zu wenig befestigt war. Die In¬
struction, wobei eine große Menge von Zeugen vernommen wurde, erfoderte
mehre Wochen, und erst am 29. Nov. konnte der Gras Bastard seinen Bericht er¬
statten. Auch dieser Bericht verbreitete sich über die ganze Verwaltung der Mini¬
ster, vornehmlich aber über die Brandstiftungen,ohne den undurchdringlichen
Schleier lüsten zu können, welcher auf diesem Geheimnisse ruhte und noch jetzt das¬
selbe bedeckt. Der Bericht zeigt, daß man wenigstens den Ministern nicht den Vor¬
wurfmachen kann, den Fortschritten des Übels umhätig zugrsehen zu haben. Sie trie¬
ben die Gerichrsperscnenzur größten Anstrengung und Wachsamkeit an; sie er-
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nannten außerordentliche Commissanen; sie schickten Truppen in die bedrohten Ge¬

genden, ließen sich tägliche Berichte erstatten, und thaten alles Mögliche, um den

Brandstiftungen Einhalt zu thun und die Urheber zu entdecken. Auf diesen Be¬

richt wurde von der Pairskammer beschlossen, die Minister in das Gesangniß des

Palastes Luxembourg bringen zu kaffen, und am 15. Dec. begannen die öffent¬
lichen Verhandlungen oder sogenannten Debatten. Der Sitzungssaal hatte zu dem

Ende die Einrichtung eines Gerichtssaals erhalten. Die Minister wurden zuerst
nochmals vernommen, sodann die Zeugen. Die Minister lehnten alle Antworten

ad, welche den persönlichen Antyei! des Königs oder anderer Personen der königli¬

chen Familie an dem befolgten System und insbesondere an den Verordnungen
vom 25. Jul. betraf.n, sowie sie auch vermieden Dinge zu berühren, wodurch der

Eine mehr als der Andere compromrttirt werden konnte. Aber aus den Aussagen

mehrer Zeugen ging freilich klar hervor, daß Fürst Polignac der Vertraute des

Monarchen und Derjenige war, welcher der königlichen Macht wieder ihren ehe¬

maligen Umfang zu geben und die constitutionnellen Schranken zu entfernen un¬

ternommen hatte, und eben dazu vom Könige erwählt worden war. Es ergeben

aber auch die Verhandlungen, daß Fürst Polignac weder die Größe seines Unter¬

nehmens noch das Maß seiner Kräfte richtig zu beurtheilen im Stande gewesen

war, und daß er in den entscheidenden Momenten weder Muth noch Einsicht ge¬

nug besaß, zu einer durchgreifenden Maßregel zu schreiten. Denn wenn man blos
die faktischen Möglichkeiten erwägt, so ist wol nicht zu leugnen, daß Kartätschen

vielleicht den Aufstand der Pariser 1830 ebenso gut unterdrückt hätten als 1795,

da Bonaparte die Truppen des Convents ge-g'.r» die empörten Sektionen anführte.
Am 28. Dec. waren die Verhöre geschlossen; der Csmmiffair der Deputirtrnkam-

mer, Persik, nahm das Wort, suchte die Anklage zu rechtfertigen und trug darauf

an, sämmtliche Angeklagte für schuldig zu erklären, ohne doch die Strafe zu be¬

zeichnen, welche sie treffen müsse. Hierauf sprachen die Vertheidiger der Angeklag¬

ten, zuerst der ehemalige Minister Martignar, besten System einer consti'tutionnel-

len Verwaltung eben durch die größere Hinneigung zur absoluten Gewalt verdrängt

worden war, als Vertheidiger des Fürsten Polignac. Die Ausgabe war gewisser¬

maßen sehr leicht und sehr schwierig zu gleicher Zeit. Leicht, wenn man sich an

das moralische Urtheil wendete und zeigte, wie das Ministerium durch den innern

Zwiespalt in Frankreich dahin gebracht werden konnte, die Regierung in den For¬
men dkr Constitution für unmöglich und den von dem Hofe erwählten Weg für den

einzig zum Ziele führenden zu halten. Der Erfolg ist dieser Überzeugung nicht gün¬

stig gewesen, und sie erscheint also jetzt als Jrrthum. Aber das ist das Hauptübel

unserer Zeit, daß man den politischen Gegner« auf keiner Seite die Möglichkeit
eines redlichen Jrrthums zugesteht, und es ist gleichwol kein Friede in der Welt,

keine Aussöhnung der streitenden Elemente zu hoffen, bis man über diesen ersten

und wichtigsten Präliminarartikel übereingekommen ist. Die persönliche Recht¬

schaffenheit der angeklagten Minister ist in Allem, was gegen sie vocgebracht wurde,

nicht von ferne zweifelhaft gemacht worden, und Alles, was ihnen zur Last fällt, ist

nur ihr politischer Glaube. Von dieser Seite war es also leicht, sie zu vertheidigen.
Aber das war freilich nicht die rechtliche Seite der Sache. Denn hierbei kam eS

nicht auf die gme Absicht der Minister, sondern aus die Gesetzmäßigkeit der Staats¬

handlungen an, für welche sie die Verantwortlichkeit übernommen hatten. Daran

hielt die Anklage fest, und behauptete, daß die Einwirkung aus die Wahlen der

Deputaten, die Auflösung einer Kammer vor ihrem Ausammentreten (also eigent¬

lich ein-r Cassation der Wahlen), die Aufhebung von Gesetzen (der Wahlordnung

und der Gesetze über die Bildung der Deputirterckammer) durch königliche Verord¬

nungen, und endlich, daß der Gebrauch der bewaffneten Macht gegen die Bürger

gesetzwidrig und eine vorsätzliche Verletzung der Verfassung gewesen sei. Der Fall
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der Dynastie konnte die Verantwortlichkeit der Minister für die Gesetzmäßigkeit ih¬

rer Handlungen nicht aufheben, und eigentlich dieselbe nur verstärken. Denn

grade dieser Erfolg mußte von den Ministern als mögliche Wirkung ihres Han¬

delns mit erwogen und vermieden werden. Weniger ausführlich als die Vertheidi-

gung für den Fürsten Polignac waren die Reden, welche Peyronnet für sich selbst

hielt (Sitzung vom 19. Dec), die Vertheidigungsreden Hennequin's für Pey¬

ronnet, Sauzet's für Chantelauze, und Cremieux's für Guernon de Ranville

(Sitzung vom 20. Dec.). Mit wenig Worten entgegneten darauf die Depmirten

Verenger und Madier de Montjau (21. Dec.) und den Schluß machten die Ver-
theidiger. Die Angeklagten traten um sechs Uhr Abends ab und wurden sogleich

unbemerkt nach Vincennes zurückgebracht. Die Pairs zogen sich in das Bera-

thungszimmer zurück und um 10 Uhr Abends traten sie wieder in den Gerkchtssaal,

wo während eines tiefen und feierlichen Schweigens von dem Präsidenten das Ur-

theil gesprochen wurde: Daß Polignac, Peyronnet, Chantelauze und Guernon

de Ranville sich durch Unterzeichnung der Verordnungen vom 25. Jul. und ihr Be¬

mühen, solche zu vollstrecken, sich deS Hochverraths schuldig gemacht hätten, und

Fürst Polignac' mit Deportation (statt derselben, weil sie unausführbar sei, mit

lebenslänglicher Haft, jedoch den rechtlichen Folgen der Deportation, bürgerlichem

Tod), die drei übrigen mit lebenslänglicher Gefangenschaft, Entsetzung von allen

Würden, Ämtern und Ehren zu bestrafen, auch die Kosten des Protestes zu tra¬

gen schuldig seien. Die Verordnungen wurden in den Entscheidungsgründen für

eine Verletzung der Verfassung erklärt, weil sie einen Übergriff der königlichen Ge¬
walt in die gesetzgebende, eine Veränderung von Gesetzen durch Ordonnanzen ent¬

hielten, und es wurde hinzugefügt, daß der persönliche Wille des Monarchen die Ver¬

antwortlichkeit nicht habe aufheben können; in Ansehung der Strafe aber, daß, da die

Strafe des Hochverraths durch kein Gesetz bestimmt sei, der Gerichtshof diese ergän¬

zen müsse. Eine rechtliche Kritik dieses Urtheils würde hier nicht an der rechten Stelle
sein, aber so viel ist nicht zu verkennen, daß die Pairskammer, indem sie unter

dem Toben einer aufgebrachten Volksmasse, welche den Tod der Angeklagten fe¬

derte, ein solches Urthekl fällte, sich mit großer Würde und Festigkeit benommen

hat. Noch hat man es nicht gewagt, eine Begnadigung der Minister, die im

Schlosse Ham zwar anständig gehalten werden, Besuche und Briefe empfangen,

aber doch in enger Gefangenschaft sind, in der Deputirtenkammer in Antrag zu

bringen. (3)
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